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Haushaltsrede 2019 PWG (es gilt das gesprochene Wort)
Bei Bewertung des Haushaltes 2019 ist man letztlich unschlüssig, welcher Maßstab angelegt werden soll:

· Soll man sich von der erneut hohen Investitionssumme beeindruckt zeigen oder

· Soll man die Skepsis überwiegen lassen, ob der Verschlechterung der finanziellen Situation der Stadt in den kommenden Jahren nach derzeitigem Stand

· Soll man die sehr niedrige Abwicklungsquote des Haushalts beklagen

· Oder soll man auf erneut eine niedere Abwicklungsquote, verbunden mit erhöhten Einnahmen -Stichwort Gewerbesteuer - vertrauen und darauf, dass es wie fast immer nicht so schlimm kommt, wie vom Stadtkämmerer prognostiziert.

Es spricht viel dafür, dass von jeder These etwas der gesamten Wahrheit am Nächsten kommt. Durch die sehr niedrige Abwicklungsquote und die steigenden Einnahmen und der damit verbundenen Möglichkeiten während des Haushaltsjahres, verliert der Haushalt auch eine gewisse Verlässlichkeit, hohe Haushaltsausgabereste und -einnahmereste verschieben die Realitäten und die Haushaltsklarheit. Gerade vor dem heraufziehenden Wahljahr sollte man die von außen kommenden kritischen Stimmen nicht überhören und die objektive Verschlechterung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Stadt durch angestiegene Tilgungsausgaben und durch schon auf den Weg befindlichen Großprojekten nicht aus den Augen verlieren. So hat die Rechtsaufsichtbehörden uns aufgefordert, den Fokus bei künftigen Investitionen auf die Pflichtaufgaben nach GO zu legen und auch der kommunale Prüfungsverband hat bereits 2016 wegen der geringen freien Finanzspanne die Stadt angehalten, den Ausgabenrahmen des Verwaltungshaushaltes zurückzufahren bzw. Einnahmeerhöhungen zu generieren.
Unter diesen Gesichtspunkten regen wir von der PWG zum wiederholten Male an, bei Beratung über noch nicht beschlossene Maßnahmen vorher die maximale Neuverschuldung festzusetzen und dann Einzelfallentscheidungen zu treffen, wobei bei Überschreitung der Summe der Verschuldung zur Diskussion bzw. Antragstellung ein konkreter Finanzierungsvorschlag zu machen wäre. Grundsätzlich ist anzumerken, nachdem die Diskussion auch im Bund derzeit wieder heftig geführt wird, dass die hohen öffentlichen Verschuldungen erhebliche Gefährdungen für unser Wirtschaftssystems und den einzelnen beinhalten (Stichwort Alterssicherung). 

Der Rechnungsabschluss des Jahres 2018 hat sich deutlich positiv entwickelt und die beiden Kernzahlen, nämlich die Zuführung an den Vermögenshaushalt mit einer weit über 100 %igen Steigerung und die Minimierung der geplanten Nettoneuverschuldung auf nur knapp über 100.000 €, spiegeln wider, dass es wieder einmal besser als erwartet gelaufen ist, wobei natürlich auch die Verschiebung von Problemen die Finanzsituation lediglich auf den ersten Blick verbessert. 
Beim Verwaltungshaushalt 2019 ist  positiv zu vermerken, dass die geplante Zuführung im Ansatz gegenüber 2018 um 2 Mio € erhöht werden konnte, obwohl die Kreisumlage trotz faktischer Senkung umlagekraftbedingt um ca. 500.000 € ansteigt und der Gewerbesteueransatz nicht erhöht wurde. Die Zuführung an den Vermögenshaushalt mit veranschlagten 4,7 Mio € ist eine Verbesserung im Ansatz, jedoch im Hinblick auf anstehende Investitionen nicht ausreichend. Auch wenn im Verwaltungshaushalt viele Positionen quasi unveränderbar sind, muss zur Verbesserung der Gesamtfinanzierung hier ein großer politischer Aufgabenbereich gesehen werden.
Zum Verwaltungshaushalt schlagwortartig einige Anmerkungen.

Die Kreisumlage mit fast 11,8 Mio € ist einerseits eine gravierende Kostenposition, jedoch muss hier objektiv bewertet werden, welche positiven Impulse die Stadt von örtlichen Kreiseinrichtungen ableitet (TCW, weiterführende Schulen) und welche enormen Leistungen als Pflichtaufgaben der Landkreis im sozialen Bereich erbringt.
Eine weitere Position in den Ausgaben, die naturgemäß erheblich zu Buche schlägt, sind die Personalausgaben mit knapp 25 % der Gesamtausgaben. Auch wenn erhebliche Aufgabenzuwächse nicht verkannt werden, die auch in gesellschaftspolitischen Veränderungen begründet sind – Kinderbetreuung – so muss doch festgestellt werden, dass auch gegenüber früher erheblicher Personalaufwand durch Fremdvergaben ausgelagert wurde; insgesamt haben wir in den letzten 10 Jahren trotzdem eine rasante Steigerung der Personalausgaben festzustellen, mit Steigerungsraten von 12,5 % und 7.1 % gegenüber der Rechnungsergebnissen von 2017 und 2018. Der stereotype Verweis auf Aufgabensteigerungen und Erledigung der Aufgaben von Stiftung und Stadtwerke genügen unserer Fraktion nicht. Wir beantragen ausdrücklich nochmals eine externe Prüfung zum Personalbedarf, zur Handlungseffizienz und der Verwaltungsabläufe durch ein externes, nicht öffentlich geprägtes Institut. Dies erfordert einen gewissen Kostenaufwand, erscheint uns aber dringend notwendig, um für künftiges Verwaltungshandeln eine objektive und gesicherte Bewertungsgrundlage zu haben; eigentlich müsste eine solche Erhebung auch im Interesse der Verwaltung liegen, um eine absolut fundierte Handlungsbasis zu haben. 
Bei den städtischen Zuschussleistungen stellen die Betriebskostenzuschüsse nach den BayKiBiG mit 4,2 Mio € den größten Posten dar, der ausweist, was die Stadt incl. Personalkosten für Kinderbetreuung leistet. Hier ist die Stadt im Bedarfsfall auch zu erforderlichen Sofortleistungen in der Pflicht, wie die jüngste Entscheidung auf unseren Antrag hin, bei der Kita St. Martin unter Beweis gestellt hat. Wichtig erscheint uns auch, dass die Öffnungszeiten von Betreuungseinrichtungen künftig viel mehr an den Bedürfnissen z.B. einer berufstätigen Mutter ausgerichtet werden. Grundsätzlich sehen wir zur Entlastung der Kommunen bei der Kinderbetreuung den Staat wesentlich mehr in der Pflicht, handelt es sich hierbei letztlich doch eindeutig um eine gesamtgesellschaftspolitische Aufgabe bzw. um die Erfüllung des Bildungsauftrages. Die Nachfragen und somit die Kosten der Kinderbetreuung, besonders im Krippenbereich werden weiter ansteigen.
Bei den Einnahmen bleibt zu hoffen, dass heuer und in Zukunft weiter überdurchschnittliche Gewerbesteuereinnahmen ins Haus stehen, da andernfalls die Finanzprobleme der Stadt gravierend werden. Bei der Grundsteuer ist der Gesetzgeber erheblich unter Druck, die Vorgaben des Verfassungsgerichtes zu erfüllen, um den Städten und Gemeinden entspr. Einnahmen auch für 2019 zu gewährleisten. 
Das Investitionsprogramm mit nicht allzu rosiger Zukunftsprognose macht deutlich, dass unsere Anregung, die Einnahmen aus der Gewerbesteuer als Investitionsrücklage für das Hallenbad zurückzulegen, absolut richtig gewesen wäre.

Zum Thema Hallenbad ist seitens unserer Fraktion festzustellen, dass wir gespannt auf die endlich zu erfolgende Zuschussverteilung blicken und wir unabhängig von jeder Förderung in jedem Fall ein zeitgerechtes Hallenbad für unsere Bevölkerung und den Tourismus benötigen. Wir erheben keine Detailforderungen und machen keine hochglanzunterlegten Versprechungen, wir brauchen als Oberzentrum ein Bürgerbad auf zeitgemäßem Niveau, wobei jedoch umgehend alle Immissions- und Planungsprobleme gelöst werden müssen.

Auch im Hinblick auf die Grundschule Mitte müssen den vielen Diskussionen jetzt endlich Taten für die Kinder folgen; weitere Diskussionen sind Kindern und Eltern nicht mehr zumutbar, ob der vielgerühmte Denkmalschutz tatsächlich zu einer optischen Verbesserung führt, mag die Zukunft zeigen. Die PWG war bei den verschiedenen Vorschlägen des Anbaus stets kompromissbereit und sieht das Wohl von Kindern und Eltern absolut im Vordergrund. Keinerlei Verständnis haben wir dafür, dass das Interesse der Schüler offensichtlich gegenüber dem eigenen politischen Kalkül hintangestellt wurde, anders sind Abstimmungsverhalten von einigen nicht zu verstehen. Jedenfalls muss und wird eine bedeutende Grundschule im Stadtzentrum verbleiben, die wir auch mit einem individuellen Namen einer bedeutenden Frauenpersönlichkeit aus unserer Stadtgeschichte versehen wollen. Es muss endgültig die Darstellung beendet werden, dass eine Mammutschule eine optimale Zukunftslösung gewesen wäre, da ein solches Vorhaben nur Zeitverzögerung, verbunden mit hohen Kosten und nachteiliger Förderung gebracht hätte. 

Trotz aller Kostenbelastung muss die Mittelschule als hochwertiges und dringend notwendiges Projekt gelobt werden, dass nunmehr endlich verwirklicht wird. Belastend auf den Haushalt wirkt sich die teure und unerwartete Sanierung der Turnhalle Kleinerdlingen aus, die jedoch keinerlei Aufschub duldet und trotz hoher Kosten leider mit wenig neuen Effekten umgesetzt werden muss. 
Deutlich anders stellt sich die Situation beim Bahnhof dar; auch der Bahnhof ist ein kostenintensives Projekt, jedoch mit einer hohen Aufwertung des Umgriffs. Bei objektiver Betrachtung war die Sanierung des Bahnhofs alternativlos und wird das Stadtbild extrem bereichern und erhebliche Teile des Landratsamtes zurück ins Ries bringen.

In diesem Bereich muss auch das Döderleingelände Erwähnung finden, dass bei weitem nicht oben auf der Prioritätenliste steht, trotzdem neu diskutiert werden muss, jedoch auf realistischer Grundlage und im Bewusstsein, dass es das letzte absolut stadtnahe und hochwertige Grundstück der Stadt ist. Vor die Parksituation in Nördlingen, die sich zusehends verschärft, nicht grundsätzlich neu geregelt ist, verbieten sich durchgreifende Maßnahmen am Döderleingelände von selbst. Jedoch muss jedem klar sein, dass eine notwendige neue Parkeinrichtung nur entstehen kann, wenn der Haushalt hierfür spezifische Einnahmen erhält. Wir sind sehr gespannt, wie beim Parken ein Einfaches „weiter so“ bei der sich ständig verschärfenden Situation den Bürgern von den Gegnern von Parkgebühren erklärt werden wird. 

Auch die Standortfrage eines künftigen Feuerwehrgerätehaus sollte in Gesprächen endgültig fixiert werden. 
Natürlich muss sowohl öffentlich als auch privat Wohnraum geschaffen werden und Baugebiete erschlossen werden, wobei jedoch trotz aller wohlklingender Lippenbekenntnisse es schwer ist, ein überschaubares Preisniveau zu halten, wie sich schon aus den Ankaufspreisen für Grundstücke ergibt. Überaus positiv ist das Engagement der Stadt, auch zusammen mit der Baugenossenschaft, zur Schaffung von Wohnungen, die hoffentlich im bezahlbaren Rahmen bleiben. 
Auffällig ist für die PWG, dass wir bei vielen Straßen, Brücken und Wegen einen erheblichen Reparaturrückstand haben, der in den Folgejahren dringend abgearbeitet werden muss. Viele kleinere Straßen – z.B. Bleichgraben und Hohles Schänzle – sowie Fuß- und Radwege sind in einem schlechten Zustand und teilweise vielfach geflickt und repariert und müssen zeitnah mit hohem Kostenaufwand erneuert werden. Diese Investitionen sind wahlkampfgeprägten Showanträgen, die nur dem schnelllebigen Zeitgeist entspringen, jedenfalls vorzuziehen. 
Eine Ausweisung aller Stadtteile als Sanierungsgebiete ist vom Grundgedanken – Revitalisierung der Dorfkerne – zu begrüßen, jedoch wie beantragt nicht zu realisieren. Schon für erforderliche vorbereitende Untersuchungen fielen 100.000 €/Stadtteil an. Aus einer Analyse muss dann ein Maßnahmekonzept erstellt und realisiert werden, was als großes Millioneninvest nicht finanzierbar ist. Trotzdem muss die Reaktivierung der Dorfkerne umgesetzt und muss durch staatliche Steuererleichterungen unterstützt werden. Es wäre gut, wenn Schmähingen neben der Dorferneuerung auch Sanierungsgebiet werden könnte, was wir zu prüfen bitten. 
Für die Stadtwerke ist auch heuer ein überaus positiver Verlauf festzustellen. Trotz Gebührenerhöhung liegen wir beim Wasserpreis unter dem Durchschnitt bei vergleichbaren Einrichtungen (auch der Rieswasserversorgung). Zu bemerken und auf eine sehr gute Überwachung zurückzuführen ist auch die Rohrnetzkostenverlustquote von nur noch 4 %, was ebenfalls weit unter dem Durchschnitt liegt. 

Der Haushalt zeigt die Problemstellungen der Stadt und die Vielzahl von künftigen Aufgaben. Er ist jedoch insgesamt verantwortbar, weswegen die PWG vorbehaltlos zustimmt.
Üblicher Dank an OB, Verwaltung und Bürger!

